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Mit dem im Herbst von den Parlamenten beider Basel genehmigten Leistungsauftrag und dem Globalbudget 
2018-2021 für die Universität Basel sind Sparmassnahmen verbunden und in diesem Zusammenhang wurde 
verschiedentlich verlangt, eine Erhöhung der Studiengebühren zu prüfen. Damit soll die Universität rund zwei 
Millionen Franken Mehreinnahmen pro Jahr generieren. Zum Gesamtbudget der Universität tragen 
Studiengebühren nur einen sehr kleinen Teil bei (im Jahr 2016 2,4% Prozent I 18,1 Mio. CHF). Da die 
Studiengebühren an der Universität Basel mit jährlich Fr. 1'700 bereits jetzt zu den höchsten der Schweiz 
(übertroffen nur von der HSG sowie der Università della Svizzera Italiana) gehören, ist eine weitere Erhöhung um 
Fr. 200 auf Fr. 1'900 pro Jahr nicht angemessen. Neben der Tatsache, dass ein Betrag von zwei Millionen 
Franken im Vergleich zum Gesamtbudget der Universität ein äussert geringer Betrag ist, würde eine weitere 
Erhöhung der Semestergebühren auf Fr. 1'900 pro Jahr zu einer Abwanderung der Studierenden an günstigere 
Universitäten führen. Dies würde bedeuten, dass die zwei Millionen Franken gar nicht mehr eingenommen 
werden könnten - bereits bei einem Rückgang von 10% der Studierendenzahlen würde der Effekt der 
Gebührenerhöhung sogar komplett verpuffen. Vielmehr ginge mit einer solchen Erhöhung das Risiko einher, dass 
wegen der Abwanderung an andere Universitäten bei einer Verkleinerung der Anzahl Studierender auch das 
Lehrangebot verkleinert würde, ein Schritt hin zu Marginalisierung und Provinzialität der Universität Basel, deren 
500-jährige Geschichte und Reputation ohne Not aufs Spiel gesetzt würde. Die Einnahmen der Universität 
würden trotz Erhöhung der Studiengebühren unter dem Strich zurückgehen. 

Kürzt man in der Bildung, so beschneidet man auch direkt die Möglichkeiten und Fähigkeiten, welche uns in 
Zukunft in unserer Region zur Verfügung stehen werden. Für eine Region wie die Nordwestschweiz wäre dies 
mehr als verheerend. Es liegt auf der Hand, dass ein grosser Teil der Wirtschaft unserer Region nur aufgrund 
einer gut ausgebildeten Bevölkerung besteht. Eine Verschlechterung der Bildung führt immer zu einer 
Verschlechterung des Lebensstandards der Bevölkerung. 

Mit der vorliegenden Motion verlangen die Unterzeichnenden vom Regierungsrat, sich gegen eine Erhöhung der 
Studiengebühren an der Universität Basel einzusetzen und in einem Bericht darzulegen, welche Folgen eine 
Anpassung an die Höhe des Durchschnitts der Gebühren der Volluniversitäten in der Schweiz hätte. 
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